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Arbeitskreis „Außergerichtl iche Konflikt lösung“  

Im Oktober 2004 wurde der Arbeitskreis „Außerger icht l iche Konf l ik t lösung“ bei  
der Rechtsanwaltskammer München gegründet.  Er  beschäft igt  s ich mit  der  
Förderung innovat iver Konf l ik t lösungsinstrumente und dient  dem 
interdiszipl inären Erfahrungsaustausch zwischen Rechtsanwälten, Richtern, 
Unternehmensjur is ten und Konfl ik t lösungsexperten aus anderen Fachgebieten. 
Zudem bietet  er  e in Forum kompetenter Ansprechpartner bei  Fragen der 
außerger icht l ichen Konf l ik t lösung und z ie l t  auf  d ie Verbesserung der 
Strei tkul tur .  
 
Zur Tei lnahme und Mitarbei t  s ind al le interessier ten Mitgl ieder der RAK sowie,  
Richter  und Unternehmensjur is ten herzl ich eingeladen. Der Arbei tskreis t r i f f t  
s ich in zweimonat igem Abstand in den Räumen der RAK München. Im 
Mit te lpunkt s teht dabei e in Vortrag eines Experten, an den s ich eine Diskussion 
sowie Besprechung aktuel ler  Themen und Fäl le der Tei lnehmer anschl ießt.  
Themenbeispiele bisher iger  Si tzungen: "Erfahrungen mit  dem Model lversuch "  
Güter ichter"  und mit  sonst igen al ternat iven Konfl ik t lösungsinstrumenten" (Prof .  
Dr.  Reinhard Greger,  Universi tät  Nürnberg-Er langen),  "Konf l ik tmanagement in 
der Wir tschaft"  (Chr is t ian Stubbe, Syndikus der Siemens AG, Er langen),  
"Einigungs- und Verhandlungshindernisse" (Dr.  Myrto Leiss) .   
 
Das nächste Tref fen f indet am 6. März 2008 um 18 Uhr stat t .  Herr  Reiner Egger,  
Direktor  des Amtsger ichts Memmingen, ehemaliger  Richtermediator beim LG 
München I  und langjähr iger  Dozent und Trainer im Bereich 
Verhandlungsmanagement,  spr icht zum Thema "Akzeptable Ergebnisse durch 
akzept ier te Verfahren: Ideen und Techniken zur Vermeidung von 
Posi t ionskämpfen bei Vertei lungskonfl ik ten".  In seinem Vortrag wird er  



verschiedene Vertei lungsverfahren vorstel len,  d ie bei  
Vermögensauseinadersetzungen in ger icht l ichen und außerger icht l ichen 
Verfahren eingesetzt  werden können. Die Tei lnehmer erhalten Gelegenheit ,  d ie 
Techniken in e inem Rol lenspiel  umzusetzen. 

Bei Interesse bi t ten wir  dr ingend um formlose Voranmeldung per E-Mai l .  
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Münchner Modell  

Auf In i t iat ive des Famil ienger ichts und der Anwalts in i t iat ive Münchner Model l  
wurde am Amtsger icht München im vergangenen Jahr im Vorgr i f f  auf  d ie FGG-
Reform ein dem Cochemer Model l  ähnl iches beschleunigtes Sorge- und 
Umgangsrechtsverfahren eingeführt .  Z ie l  is t  es,  die Parteien durch enge 
Kooperat ion al ler  Verfahrensbetei l igten in ihrer  gemeinsamen 
Elternverantwortung zu stärken. Es sol l  insbesondere verhindert  werden, dass 
der Konf l ik t  zwischen den El tern durch das ger icht l iche Verfahren wei ter  
eskal ier t .  Die Anwälte verzichten in ihren Schr i f tsätzen auf  herabsetzende 
Äußerungen und St immungsmache. Der erste Ger ichtstermin f indet innerhalb 
von vier  Wochen nach Antragstel lung stat t .  Der zuständige 
Jugendamtsmitarbei ter  schreibt  keinen Ber icht,  sondern nimmt persönl ich an der 
mündl ichen Verhandlung te i l .  Zie l  der Ger ichtsverhandlung is t  e ine 
einvernehmliche Lösungen der El tern.  Wenn dies nicht  gel ingt ,  schl ießt an die 
erste mündl iche Verhandlung eine Beratung oder Mediat ion an. Dort ,  wo eine 
Beratung er fo lgsversprechend erscheint ,  br ingt  der zuständige 
Jugendamtsmitarbei ter  nach Mögl ichkei t  schon zum ersten Ger ichtstermin einen 
konkreten Terminsvorschlag für  e in Tref fen bei  einer Beratungsstel le mit .  Erst ,  
wenn die Eltern auch in der Beratung oder Mediat ion keine gemeinsame Lösung 
ihres Konf l ik ts  f inden, g ibt  es einen zweiten Gerichtstermin, in dem das Kind 
angehört  wird.  Soweit  es auch im zweiten Ger ichtstermin keine Einigung gibt ,  
wird ger icht l ich entschieden bzw. e in Sachverständigengutachten oder eine 
Verfahrenspf legschaft  angeordnet,  wobei auch die Sachverständigen und 
Verfahrenspf leger lösungsorient iert   arbei ten. Das Münchner Famil ienger icht  hat 
e inen Lei t faden zum Münchner Model l  und die Anwalts in i t iat ive Münchner Model l  
e inen Verhal tenskodex für  die Anwälte entwickel t .  Beides und wei tere 
Informationen f inden Sie u.a.  auf den Websi tes des MAV und des AG Münchens. 
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Neuregelung des Verbots der Vereinbarung von Erfolgshonoraren 

Am 01.02.2008 wurden die Empfehlungen des Rechtsausschusses des 
Bundesrates dem Regierungsentwurf  zur  Neuregelung des Verbots der 
Vereinbarung von Erfo lgshonoraren vorgelegt.   
 
Danach sol l  § 4a Abs. 1 Satz 1,  2 RVG-E wie fo lgt  gefasst  werden: 
„Ein Erfo lgshonorar  (§ 49b Abs. 2 Satz 1 BRAO) darf  nur  für  den Einzel fa l l  und 
nur dann vereinbart  werden, wenn der Auftraggeber auf Grund seiner 
wir tschaft l ichen Verhäl tn isse bei  verständiger Betrachtung ohne die 
Vereinbarung eines Erfo lgshonorars von der Rechtsverfo lgung abgehalten 



würde.“  Satz 2 sol l  gestr ichen werden.  
In der Begründung wird darauf h ingewiesen, dass die Fassung des 
Regierungsentwurfs,  die Satz 2 durch „Dies gi l t  insbesondere,  wenn“ ein le i tet ,  
unterstel le, dass es s ich dabei  nur um ein Beispiel  handele,  das andere 
Anwendungsfäl le nicht ausschl ieße. Damit  werde das Verbot der Vereinbarung 
eines Erfo lgshonorars entgegen der Absicht des Gesetzentwurfs im Ergebnis 
völ l ig aufgegeben, was vor dem Hintergrund der Stel lung des Rechtsanwalts a ls 
unabhängiges Organ der Rechtspf lege bedenkl ich erscheine.  Zudem werde eine 
erhebl iche Rechtsunsicherhei t  geschaffen.  
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Gesetzentwurf zur Änderung des Beratungshilferechts  

In der BRAK-Stel lungnahme-Nr.  2/2008 zum Gesetzentwurf  der  Bund-Länder-
Arbeitsgruppe „Begrenzung der Ausgaben für d ie Beratungshi l fe“  zur Änderung 
der Beratungshi l ferechts (s iehe auch Ber icht der Bund-Länder-Gruppe) ver tr i t t  
d ie BRAK die Auffassung, dass das Ziel  des Gesetzentwurfs,  die Kosten spürbar 
auf e in vertretbares Maß zu reduzieren, nicht erre icht wird ohne den Zugang zur 
Beratungshi l fe für  wirk l ich Bedürft ige unangemessen zu erschweren. Der 
Gesetzentwurf schaff t  erhebl iche Einschränkungen für  d ie Rechtsuchenden, im 
Wege der Beratungshi l fe anwalt l ichen Rat oder anwalt l iche Vertretung zu 
erreichen. Daher lehnt d ie BRAK den Gesetzentwurf  in wei ten Tei len 
ab,  da er  zu einer fakt ischen Abschaffung der anwalt l ichen 
Beratungshi l fe führen würde.  
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BVerfG zur Online-Durchsuchung  

Nach der BVerfG-Entscheidung v.  27.02.2008 (1 BvR 370/07;  1 BvR 595/07, vgl .  
BVerfG- Pressemit te i lung-Nr.  22/2008 v.  27.02.2008) umfasst das al lgemeine 
Persönl ichkei tsrecht (Art .  2 Abs. 1 i .V.m. Art .  1 Abs.  1 GG) auch das Grundrecht 
auf Gewähr le is tung der Vertraul ichkeit  und Integr i tät  informationstechnischer 
Systeme. Die der Entscheidung zugrunde l iegenden Verfassungsbeschwerden 
gegen Vorschr i f ten des Verfassungsschutzgesetzes Nordrhein-Westfa len sind, 
soweit  s ie zulässig s ind, weitgehend begründet.  Das BVerfG erklär te d ie 
Vorschr i f ten zur  Onl ine-Durchsuchung sowie zur  Aufklärung des Internet für  
verfassungswidr ig und nicht ig.  Die BRAK begrüßte diesen weit  reichenden 
Schutz von auf  Computern gespeicherten pr ivaten Daten mit  der 
BRAK-Pressemit te i lung-Nr.  4 v.  27.02.2008.  
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Kleine Mitgl iederstatist ik der Rechtsanwaltskammern zum 01.01.2008 

Die BRAK hat d ie Kleine Mitg l iederstat is t ik  der Rechtsanwaltskammern zum 
01.01.2008 nebst der Entwick lung der Anzahl  der zugelassenen Rechtsanwälte 
von 1950 bis 2008 und der entsprechenden graf ischen Darstel lung vorgelegt.  
Danach verzeichnet d ie Anwaltschaft  wei terhin einen Zuwachs, der aber zum 
01.01.2008 mit  2,85 % ger inger ausfäl l t  a ls  in den Vorjahren. Die 
Rechtsanwaltskammern haben insgesamt zum 01.01.2008 147.552 Mitg l ieder 
(Vor jahr :  143.442),  davon 146.906 Rechtsanwälte (Zuwachs 2,85 %), 334 
Rechtsbeistände (Rückgang von -3,5 %), 297 Rechtsanwalts-GmbHs (Zuwachs 
13,85 %) und nunmehr auch 6 Rechtsanwalts-Akt iengesel lschaften.  Damit  ist  e in 
Mitgl iederzuwachs um 2,87 % zu verzeichnen. 
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BGH: Hinweispfl icht auf Mandatsbeziehungen zum Gegner der vertretenen 
Partei 

Der BGH hat mit  dem Urtei l  v .  08.11.2007 ( IX ZR 5/06) e in Grundsatzurte i l  
getrof fen zur Verpf l ichtung des Rechtsanwalts,  auf Mandatsbeziehungen zum 
Gegner der von ihm vertretenen Partei  hinzuweisen. Der BGH führt  in seiner 
Entscheidung aus, dass die Wahrnehmung anwalt l icher Aufgaben den 
unabhängigen, verschwiegenen und nur den Interessen des eigenen Mandanten 
verpf l ichteten Rechtsanwalt  voraussetzt .  Umstände, welche Zweife l  an der 
Unabhängigkeit  des Anwalts begründen können, hat d ieser of fen zu legen. 
Häufige Mandatsbeziehungen zum Gegner s ind of fenbarungspf l icht ig,  wei l  s ie zu 
besonderer Ident i f ikat ion mit  dessen Angelegenhei ten und zu wir tschaft l icher 
Abhängigkei t  führen können. Unter lässt der Anwalt  die gebotenen Hinweise, 
kann er zur Rückzahlung des erhal tenen Honorars verpf l ichtet  sein.  Lesen Sie 
hierzu die BGH-Pressemit te i lung- Nr.  26/2008 v.  08.02.2008. Die Entscheidung 
können Sie unter  Angabe des Aktenzeichens unter  
www.bundesger ichtshof.de abrufen. 
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